Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Auhagen und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Position der Bundesregierung zur neuen GATT-Runde 


Nach dem Wunsch der USA und anderer wesüicher Staaten soll 
im Jahr 1986 eine neue Verhandlungsrunde des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT) stattfinden. Zahlreiche 
Entwicklxmgsländer unter der Führung von Brasilien und Indien 
sperren sich gegen den von den USA ausgeübten Druck, dabei 
auch den grenzüberschreitenden Dienstleistimgsverkehr zu be- 
handeln. Sie wollen die Aufmerksamkeit zimächst auf die bisheri- 
gen Verstöße gegen die GATT-Regeln und die nicht erfüllten 
Vereinbanmgen von seiten der westlichen Staaten richten. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Ziele und welchen Zeitplan strebt die Bundesregie- 
rung bei den anlaufenden Vorbereitungstreffen der „prepara- 
tory Committee" für eine neue GATT-Runde an? 

2. In welchen Punkten müssen die GATT-Regeln nach Meinung 
der Bundesregienmg verändert werden? 

3. Teilt die Bimdesregierung die Ansicht, daß die Begriffs- 
bestimmimg von Dienstleistungen im Kontext der GATT- 
Verhandlimgen auf europäischer Seite noch relativ unklar 
sind (vgl. Financial Times, 21. November 1985), und was 
versteht die Bimdesregierung konkret unter Dienstlei- 
stimgen? 

4. In welchen Aspekten stimmt die Bundesregierung mit dem 
Wunsch der USA überein, die neue GATT-Runde auch auf 
den Dienstleistungsbereich auszudehnen, und in welchen 
bestehen unterschiedMche Auffassungen? 

5. Wie steht die Bundesregierung grundsätzlich zur Konfron- 
tationspolitik der USA in den GATT- Verhandlungen (z.B. 
Erzwingung einer Sondertagung Ende September 1985 durch 
Mehrheitsbeschluß oder die Drohung vom 14. Oktober 1985, 
sie ziehe in Betracht die Verhandlungen außerhalb des GATT 
und ohne Beteiligung nichtgleichgesinnter Länder aufzu- 
nehmen)? 


Drucksache 10/4649 

14.01.86 


Sachgebiet 613 



Drucksache 10/4649 


Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


6. Wie wird sich die Haltung der Bundesregierung zu den US- 
Forderungen ändern, wenn US-Präsident Reagan in kommen- 
den Monaten nicht konsequent sein Veto gegen die protek- 
tionistischen Maßnahmen des US-Kongresses einsetzt? 

7. Wie wül die Bundesregienmg sowohl in dem „preparatory 
Committee" wie auch in den aktuellen Verhandlungen ver- 
hindern, daß sich die Befürchtungen der EL-Kritiker bewahr- 
heiten, daß von den Entwicklungsländern substantielle 
Konzessionen im Bereich der Dienstleistungsliberalisierung 
erwartet werden als Ausgleich für „Konzessionen" der Indu- 
strieländer im Warenhandelsbereich, wo zwar vieles unter 
GATT- Regeln schon vereinbart, aber noch nicht implemen- 
tiert worden ist (vgl. „South", Dezember 1985, und Financial 
Times, 30. September 1985)? 

8. Welche Vorteile für den bundesdeutschen Dienstleistungs- 
sektor verspricht sich die Bundesregienmg durch eine Libe- 
ralisierung des grenzüberschreitenden Dienstleistungsver- 
kehrs? 

9. Welche Vor- und Nachteile sieht sie für die betroffenen Ent- 
wicklungsländer? Inwieweit läßt sich die Liberalisierung des 
Dienstleistungssektors entwicklungspolitisch begründen, und 
wie erklärt sie in diesem Zusammenhang den Widerstand, 
insbesondere von Indien, Ägypten und Brasilien, gegen die 
Liberalisierung des Dienstleistungssektors (vgl. Financial 
Times, 21. November 1985)? 

10. Wie steht die Bundesregienmg zu der These (vgl. H. Eisen- 
baus: „Der Mythos der Kapitalintensität und die notwendig 
falsche Technologiewahl der EL", Beitrag zur Arbeitstagimg: 
Technik und Internationale Politik, Darmstadt, 20. bis 22. Juni 
1985), daß eine Liberalisierung des Außenhandels von Ent- 
wicklungsländern zu folgenden Ergebnissen führt: 

a) ungleiche Spezialisierung dadurch, daß sich Entwicklimgs- 
länder auf standardisierte Produktionsverfahren speziali- 
sieren nüt relativ niedrigen Qualifizierungsmögüchkeiten 
für Arbeiter und niedrigen Chancen für Produktivitäts- 
steigenmgen, 

b) die Industrieländer spezialisieren sich gleichzeitig auf 
Branchen mit den höchsten Produktivitätssteigerungen als 
Folge technischer Innovation (z. B. auch dem Dienst- 
leistungssektor) , 

c) das Nord-Süd-Gefälle dehnt sich weiter aus, 

d) der mit einer generellen Liberalisierung verbundene Im- 
port von Technologiepaketen unterbindet die Entwicklimg 
eigenständiger, den lokalen Bedingungen in Entwick- 
lungsländern angepaßter Technologien, 

e) Industrieländer erhalten damit weiterhin ein technolo- 
gisches Monopol aufrecht, 
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f) Lemschutzzölle und eine aktive staatliche Technologie- 
politik sind Voraussetzungen für die Überwindung der 
technologischen Abhängigkeit der Entwicklungsländer 
und für breitenwirksame nationale Lernprozesse, 

g) bestehende Ungleichheiten werden durch eine Liberah- 
sierung verschärft (z. B. Landkonzentration durch Agrar- 
exportmonokulturen, in denen komparative Kostenvorteile 
bestehen)? 

h) die Machtkonzentration transnationaler Konzerne, die 
weltmarktorientiert sind, weitet sich aus, 

i) nationale Industrien und das städtische Handwerk/Kiein- 
industrien sind durch eine Liberahsierung gefährdet, 

j) die mit der Liberahsierung verbundene Exportorientierung 
der Entwickltmgsländer kann weder das Problem der 
Unterbeschäftigimg substantiell lösen noch die Devisen- 
einnahmen erhebhch langfristig erhöhen, da der Import- 
bedarf für Industrieprodukte aus Entwicklungsländern in 
den Industrieländern wesenthch langsamer steigt als das 
Wirtschaftswachstum und da Rückverlagerungsprozesse in 
die Industrieländer zu beobachten sind (vgl. Handelsblatt 
vom 4. Dezember 1985), 

k) die Erfahrungen von Chile oder Argentinien mit einer 
neohberalen Weltmarktintegration haben gezeigt, daß eine 
generelle Liberahsierung sowohl die wirtschafthche Lage 
als auch die Außenwirtschaftsposition der Länder ver- 
schlechtert hat (vgl. Alexander Schubert, „Internationale 
Verschuldung", S. 213ff.)? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr, daß die Welt- 
wirtschaft durch erweiterte aUgemeine Liberahsierimg im 
Finanz- und Handelsbereich viel stärker anfälhg gegenüber 
weltwirtschafthchen Veränderungen (z. B. Inflation, Rezes- 
sion, steigende Zinsen, stark schwankende Wechselkurse) 
wird, wie schon die weltweite und sehr schneUe Verbreitimg 
der Rezession 1980, die durch US- Antiinflationsmaßnahmen 
zustande kam, deuthch gemacht hat, und wie gedenkt sie zu 
beachten, daß gerade die Entwicklungsländer, besonders die 
wirtschafthch schwächsten, am härtesten von solchen Ent- 
wicklimgen getroffen werden? 

12. Teilt die Bundesregierung die Auffassimg, daß die neue 
GATT-Runde mit tiefgreifenden Reformen des Weltwäh- 
rungssystems verknüpft werden soll? 

13. Inwieweit teilt die Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang Vorschläge, daß der GATT-Runde eine Weltwährungs- 
konferenz vorausgehen soll? 

14. Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, ein langfristiges 
Handelsbüanzdefizit, daß Voraussetzung für die von der Bun- 
desregienmg imterstützte Rückzahlung der Schulden imd der 
Zinszahlungen ist, in Kauf zu nehmen, und wie steht sie zu 
einer mit diesem Handelsbilanzdefizit verbimdenen Auslage- 
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mng von Arbeitsplätzen aus der Bundesrepublik Deutsch 
land? 

Bonn, den 14. Januar 1986 

Auhagen 

Hönes, Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 
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